
olitifche Wegweiſfer“ eint3 i an jedem eBezugspreis: 75 Goldpfernig monatlich
6 G ennioldpfenmig r

e Be en zul S. ä und dren St Becrhente 35
entgegen.tionsarbe

Wrhſt eine

Septin nummer 30
enrechts

eine kommt

ſtatt, wä
entagung

vörgeſehg
hz, der R

end zuſan
ganiſatio

beſtimmt

hen ſo kümmerlich erging, und der aus dem ſorgenüber-
ſeten Daſein ſo früh von hinnen gehen mußte, hätte es
ſich nicht träumen laſſen, daß ſein Name einmal politiſche

deutung erlangen würde. Jn ſeinem Zeichen aber ſtand
hie große Kundgebung des Anſchluſſes, die in Wien
lich und beinahe unerwartet ein gewaltiges Echo ge
t hat. Vorahnend nahm der franzöſiſche Geſandte Graf

Elauzel Urlaub, um ane dieſem Deutſchen Tage nicht auſ
der Spitnem Poſten anweſend ſein zu müſſen. Eine etwas törichte
tſchen Re ite, umſo unverſtändlicher, als die Feier für Beet
denken hen an der gleichen Stelle die franzöſiſche Erregung nicht
deböllerun chgerufen hat. Herriot kam damals in Perſon, um dem
h zuſaſ ſten des unſterblichen Muſikers zu huldigen. Der Kom
ſhüttelt iſt der Eroica, die urſprünglich Napoleon I. gewidmet
den ſtan ſteht allerdings über den Völkern Er hat internatio

le Geltung. Der Sänger unſerer volkstümlichſten Liedero iſt eben zu deutſch. Daran nahm man in Paris An
rgegangen Die Erwartungen haben nicht getäuſcht. Aus allen
auftragte nen wo noch die Mutterſprache gepflegt, alſo nicht nur
Kormänn uns dem Reich, ſondern auch aus Siebenbürgen, aus dem

all und detenlande, aus Südtirol und den an Jugoſlavien ver
Ein hen gegangenen Gebieten um Agram, waren ſie erſchienen,

öchſten e Franz Schubert mit ſeinen eigenen Liedern verherrlichen
für unſen wllten. Löbe, der ſich ſo viele Verdienſte gerade um die
he Maßng nſchlußfrage erworben hat, hielt die Gedenkrede und
des Zuſan dte ſich dabei an die Machthaber in Prag und Belgrad,
wir es e mit ihrem Kampf gegen die Vereinigung Deutſchlands

ind Oeſterreichs die Grundlagen verleugneten, auf denen
e ſelbſt ihre Staatsweſen errichtet haben. Herr Seipel

t Eislebe

hspräſiden

icht nur ochte vielleicht etwas ungehalten ſein, denn der Jubel
ger in Mür Maſſen iſt eine Anklage gegen ſeine laue Haltung, die
m zum Wirklichkeit dem großdeutſchen Gedanken nicht übermäßig
ment u ehnung trägt. Auch in Graz, wo Löbe hoffnungsvoll

e begrüßen zu dürfen als Mitglieder einer alles um
ſenden parlamentariſchen Vertretung brauſte das Deutſchvung n ſaſſe

eſſen Wehlandlied und wehten die ſchwarzrotgoldenen Fahnen. Der
ine Schulmeiſter iſt eben ſtärker als der Verſailler Ver
Iag. Der Tote ſiegt über die Lebenden

d eine Das Echodurch di Ganz ſo unfreundlich hätte das Echo in jenen Ländern,
die deutſches Gebiet an ſich geriſſen haben, nicht auszufallen

t und n kauchen Klugheit hätte ihm gebieten ſollen, wenigſtens

lagen u ne ſauerſüße Miene zu zeigen. Das Organ des Herrn
neſch bemüht ſich auch redlich, die Wiener Vorgänge nicht

Anerken üllzu tragiſch zu nehmen, aber ſonſt ſtürmt es durch
ll, ſpen Prager Blätterwald. Noch wütender äußern ſich die

eitungen Jugoſlaviens, namentlich die Prawda, deren
arkaſſe i ge Beziehungen zum Außenminiſter Marinkowitſch be
iſe der nnt ſind. Wenn man ihr Glauben ſchenken würde, wäre
6 r Weltfrieden gefährdet. Daß an der Seine die Aufnahme
en eſer Nachrichten nicht liebevoller ſein würde, war zu

warten. Namentlich der Temps überſchlug ſich in ſitt
kher Entrüſtung, ſah ſchon den Frieden von Verſailles
rriſſen und forderte die Entente auf, ja zur rechten Zeit
zuſchreiten. So ſehr er ſich auch gebärdete, wurde er
ch von dem Journal de Debats überboten. Auch Ere
Aöuvelle, ſonſt verſtändigungsfreundlich, runzelt die Stirn.
r Anſchluß könnte Locarno über den Haufen werfen,
wohl kein Wort von den deutſchößerreichiſchen Beziehun

haus i in dieſem Vertrage enthalten iſt. Aber das Blatt erkennt
Große igſtens die Bedeutung der Frage und begreift, daß man

lung vo t Paragraphen den Willen einer Nation nicht unter
wert hen kann. Deshalb fordert es auch Briand auf, einen ähn

hen Pakt wie für den Rhein nun für die Donau vorzu
hmen. Womit übrigens nicht das Geringſte erreicht wer
i würde. Bisher hat ſich noch immer erwieſen, daß die

len der Völker ſtärker ſind, als noch ſo kluge Gedanken
Er Staatsmänner.

Die verſchobene Dawesreviſion
Parker Gilbert hat in der Reparationskommiſſion

nen Bericht erſtattet. Kurz und nichtsſagend lauten die

mmüniqués, die darüber ausgegeben worden ſind. Und
h wußte jeder, daß die große Frage der Dawesreviſion
d der Neuregelung der interalliterten Schulden zur Er

erung ſtand. Darüber kein Wort. Parker Gilbert, der kurz
Mbor in einem franözſiſchen Seebade mit Staatsſekretär

ellon zuſammengetroffen war, hatte dann eine lange
terredung mit Poincaré, an die ſich Beſuche bei den

ten Finanzmännern des weſtlichen Nachbarreiches, na
lich bei dem Gouverneur der Banque von Frankreich
e Aber auch darüber wurde kein Wort verloren. Nur

Exeelſior gelang es, das Dunkel etwa zu lichten. Er
rfte zutreffend unterrichtet ſein, wenn er mitteilt, Gil-
Art habe den Eindruck gewonnen, daß es noch nicht an der

ngeſtellt

Zimmer

ommerfe
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nach Einberufung einer internationalen Finanzkonfereng
hat zur Stunde keine Ausſicht auf Verwirklichung. Ehe
nicht das amerikaniſche Volk ſeinen neuen Präſidenten ge
wählt und in ſein Amt eingeführt hat, ſind die Dinge
nicht ſpruchreif. Wir werden uns alſo bis zum Frühling kom
menden Jahres gedulden müſſen. Dabei ſcheinen die verant
wortlichen Staats und Finanzmänner Frankreichs ſich nicht
mehr ſo ablehnend zu verhalten wie zuvor. Auch ſie haben
ſich der Erkenntnis nicht verſchließen können, daß der
Dawesplan, vor vier Jahren eine rettende Tat, heute
überholt iſt. Nur möchten ſie damit eine Regelung der
eigenen Schulden verbinden, wodurch eine Erſchwerung ein
tritt. Trotzdem geben wir zu, daß ſie ein gewiſſes Recht
dazu haben. Auch ſie leiden unter den Zahlungen, die ſie
bisher noch nicht begonnen haben, die aber drohen und
mahnend vor ihnen ſtehen. Nur ein Schlußſtrich unter die
Kriegsrechnung kann Europa den wirtſchaftlichen Frieden
wiedergeben.

Das engliſche Jnduſtrieproblem
Wir haben alle Veranlaſſung, die Bemühungen der

Engländer, ihrer induſtriellen Schwierigkeiten Herr zu wer
den, mit Aufmerkſamkeit zu verſolgen. Es handelt ſich hier
nicht um Sorgen, die nur über dem Jnſelreich lagern, ſon
dern um Fragen, die für alle europäiſchen Staaten Gültig
keit haben. Der Krieg hat ſie zur Reife gebracht. Vor
handen ſind ſie auch vorher geweſen. Man überſieht ſo
gern, daß ſchon 1913 der Abſatz ſtockte. Das hat ſich
inzwiſchen verſtärkt. Die Amerikaner ſind die eigentlichen
Nutznießer der Völkerzerfleiſchung. Nicht politiſch, auch nicht
finanziell, wie man allgemein glaubt, ſondern in erſter
Linie durch die Macht ihrer Rohſtoffe. Das Ausſcheiden
Rußlands hat ihre Vormachtſtellung gefeſtigt und vermut-
lich auch für die Zukunſt ſichergeſtellt. Im Wettbewerb
gegen die Vereinigten Staaten muß Europa, das ſchwer
unter dem Mangel an dieſen Rohſtoffen leidet, unter
liegen. Gewaltig iſt die Zahl der Arbeitsloſen angeſchwollen.
Nicht nur bei uns, wo ja die Verringerung des Heeres
von 800 000 Mann auf 100 000 und die ſtärkere Beteili
gung der Frauen am Erwerbsleben auf den Arbeitsmarkt
drückt, ſondern auch in England, das mehr Zwiſchenhändler
als Fabrikant iſt und ſich häufig von vielen Abſatzgebieten
abgeſchnikten ſieht. Subventibnen, an die man übrigens auch
bei uns gedacht hat, ſind eine bedenkliche Maßnahme Sie be
kaſten die Finanzen und verringern die Kräfteentfaltung,
die nur durch Selbſthilfe geſtärkt werden kann. Baldwin
ſcheint nach ſeinen neueren Erklärungen keine beſondere
Vorliebe für ſie zu haben. Was er jetzt vorſchlägt, ſind
allerdings wie die Tarifermäßigungen oder die Senkungen
gewiſſer Steuern nur Mittelchen, die nicht ausreichen wer
den. Anders ſtände es um die Umſiedlung. Sie wird ernſt-
haft erwogen, nur ſind die Jnduſtrien nicht in der Lage, das
alles aufzunehmen, was bei der Produktion von Stahl,
Eiſen und Kohle keine Verwendung mehr findet. Auch
die Landwirtſchaft kann kein Reſervoir mehr bilden, ſie
leidet ſelbſt Not, weil ihre Preiſe durch die Konkurrenz
der Ueberſee ſtark herabgedrückt worden ſind. Die Um
ſiedlung wäre denkbar, und dieſen Weg hat die Genfer
Weltwirtſchaftskonferenz vorgezeichnet, wenn man über die
Grenzen hinwegſchret en könnte. Raum genug hat die Erde.
Einwandfreie Statiſtik hat alle entgegengeſetzten Behaup
tungen widerlegt. Aber eine ſolche großzügige Löſung kommt
erſt in Frage, wenn die politiſche Entwicklung weiter fort
geſchritten iſt, wenn die Zollmauern geſunken und das
Selbſtändigleitsgelüſte der Nationen durch den Zwang allge
meiner Tenden en einer ſolchen Regelung willfährig ge
macht worden iſt. Damit hat es noch gute Weile. Aber
das Ziel ſoll man vor Augen behalten und vor allem nicht
vergeſſen daß jede Politik die mit den Schlagworten vom
Schutz der nationalen Arbeit Sonderintereſſen begünſtigt,
letzthin doch die nationale Arbeit ſchädigt, wenn nicht ver
nichtet

Aufräumen im Reichsinnenminiſterium
Urſprüngk hatte das Kabinett die Abſicht, vor dem

Herbſt keine Perſonalveränderungen vorzunehmen. Schon
mit Rückſicht auf die Umbildung der Regierung im Sinne
der großen Koalition. Wenn Severing dieſen Grundſatz
verlaſſen hat, ſo dürfte er durch zwingende Gründe dazu
veranlaßt worden ſein. Man kann ſie ihm nachfühlen,
Mit jenen beiden hohen Beamten, die Herr von Keudell
in das ehemalige Generalſtabsgebäude beruſen hat, ſeinem
Bruder und Herrn von Kameke, läßt ſich eben nicht arbeiten.
Ratgeber, die nicht mal dem eigenen Parteifreund nützen,
ſind für den politiſchen Gegner erſt recht nicht zu ge
brauchen Herr von Keudell, der jüngere, war wenigſtens

tßfrage
Der kleine Schulmeiſter Franz Schubert, dem es im Zeit ſei, die Probleme aufzuwerfen. Namentlich ſein Wunſch ſo vorſichtig, ſelbſt auf Urlaub zu gehen, um nicht durch

ſeine Anweſenheit zu ſtören. Herrn von Kameke mußte
das erſt nahe gelegt werden. Natürlich tobt die deutſch
nationale Preſſe. Der Lokal-Anzeiger meint, die Linke habe
ſich ſeinerzeit ſittlich entrüſtet, als Miniſterialdirektor
Brecht entfernt wurde, und ſinde das jetzt ausgezeichnet.
Wir haben die Verabſchiedung eines guten Republikaners da
mals durchaus verſtanden. Ein politiſches Miniſterium wech
ſelt in ſeiner Zuſammenſetzung Auch iſt Dr. Brecht auf eine
andere Stelle berufen worden, an der er ſich bewährt hat,
und weiter bewähren kann. Wogegen wir uns wandten war
lediglich die Art, wie es geſchah. Sie mag deutſchnationalem
Takt entſprechen, für alle anderen Parteien war ſie in ihren
Formen unerträglich.

Vornehmes Schweigen
Der Reichs?ags präſident Loebe hielt in Wien und Graz

ſeine großen Reden Jn der Form meiſterhaft und von jener
Warmherzigkeit erfüllt, die mehr überzeugt als noch ſo
viele Gründe Er ſprach ganz im Sinne unſerer Deutſch
nationalen, die auch für den Anſchluß ſind und deutſche
„Belange“ waren, ſolange es in den Kram paßt, aber ge
legentlich Volksgenoſſen wie die Südtiroler preisgeben um
der höheren Politik willen Die „Deutſche Zeitung“ erwähnte
die Ausführungen des Reichstagspräſidenten überhaupt nicht.
„Kreuzzeitung“ und „Lokal-Anzeiger“ gingen zwar nicht
ganz ſoweit, gaben aber den Jnhalt mit keinem Wort wieder.
Daß die Gegner im Auslande rar ſind, begreifen wir. Dieſer
Dolchſtoß in den Rücken von der Heimat geführt, iſt un
verſtändlich und ein Beweis einer Geſinnung, die deutſch
national ſein mag, aber weder deutſch noch nationgl iſt.

Der Ausſchluß Lambachs
Das Scherbengericht in Potsdam 2 hat über

geſeſſen. Der Spruch lauter Ah e
nationalen Partei wegen Diſziplin loſigkeit und ungehö-
riger Beſchimpfung eines Abgeordneten, nämlich Hugen
bergs. Die Berufung an die höhere Inſtanz ſteht noch offen
und wird wohl erfolgen. Dann kann Wallraf ſeinen Sitz ein
nehmen. Er hat zwar angewidert das Amt niedergelegt,
aber ſich endlich bereit gefunden, es noch bis zum Herbſt
zu betreuen. Blätter, die ſo zwiſchen den Deutſchnationalen
und der Volkspartei ſtehen, wie die Deutſche Allgemeine
Zeitung und die Berliner Börſen- Zeitung klägen entſetzt
über eine Torheit, die vermutlich Spaltung bedeuten wird.
Dieſes Ergebnis mag in der Tat eintreten. Aber bedauern
können wir es ni t. Lambach hat gewiß ſcharf zugegriffen
und nachher, was ſchlimmer iſt, einen Rückzug verſucht
aber der lezte Grund für die Briefe iſt eben die Unwahr
haftigkeit der Partei, die nicht weiß, wo ſie hin ſoll, die
mit der Kaiſerſtandarte in der Hand der Republik Treue
ſchwört.

Lambach

Richard May.

Die Richter in Deutſchland
Jm Jahre 1927 hatte Deutſchland 9361 etatsmäßige

Richter gegen 7006 im Jahre 1883 und 10 600 im Jahre
1915, je ein Richter kommt alſo auf 6681 Einwohner.
Die Richter ſind auf 1750 Amtsgerichte, 159 Landgerichte,
27 Oberlandesgerichte und das Reichsgericht verteilt, wo
bei auf die Amtsgerichte durchſchnittlich je 35 700 Einwohner
entfallen. Jn Preußen iſt infolge der Gebietsabtretungen
die Zahl der Gerichte erheblich zurückgegangen Vermindert
hat ſich auch die Zahl ſeiner Richter von 6208 im Jahre
1913 auf 5328 im Jahre 1927, alſo um faſt T v. H.
Sie verteilen ſich auf 1006 Amtsgerichte, 85 Landgerichte
und 13 Oberlandesgerichte

Zu dieſer Aufſtellung über die Richter treten aber noch
die Hilfésrihter, von denen es 1926 in Preußen 1800 gav.
Wenn Staatsanwälte, Amtsanwälte, mittlere und untere
Beamte Hilfsbeamte, Angeſtellte und Arbeiter der Juſtiz
verwaltung zuſammengerechnet werden, ſo ergibt ſich in
Preußen für 1927 die Summe von 45 888 gegen 43 878
im Jahre 1913, von der auf planmäßige Beamte die Zahl
39 906 entfällt mehr als ein Drittel aller in den Hoheits
verwaltung beſchäftigten Beamten Die Zunahme der Rich
ter und der in der Juſtiz Beſchäſtigten iſt ſehr weſentlich be
dingt worden durch die Aufwertungsgeſetzgebung. Jn Preu
ßen ſind etwa 90 v. H. der vorliegenden 2800 000 Auf
wertungsſachen und mehr als 60 v. H. der mit ihnen im
Zuſammenhang ſtehenden Grundbuchſachen inzwiſchen er

ledigt worden.
Die Rechtsanwälte ſind ſeit 1880 von 4111 auf 13578

geſtiegen. Auf 4606 Einwohner kommt je ein Rechts
anwalt

DaSee



e Allgemeinen Arbeitsrecht und mit jedem anderen privaten

In der Zeitſchrift des Deutſchen Beamten
bundes äußert ſich der Vorſitzende der Deutſchen
Demokratiſchen Partet grundſätzlich über die Stel
lung des Beamten Wir geben aus dieſem Aufſatz
einen Auszug wieder

Die unglückſeltge Behandlung der letzten Beſoldungs
geſetze durch die Reichsregierung und den Reichstag, die
völlig überflüſſige monatelange tägliche Erörterung der Be
ſoldungsfragen in breiteſter Oeffentlichkeit hat in weiten
Schichten der Bevölkerung ganz irrige Anſichten hervorge
rufen und den Gegnern der Beamtenſchaft willkommenes
Waſſer auf die Mühlen geliefert. Als Folge hiervon zeigte
ſich beſonders auch in den Wahlkämpfen eine ſtarke Ani
moſität gegen die Beamtenſchaft. Hinzu kommen akademiſche
Erörterungen über die Bedeutung des Berufsbeamtentums,
die die Sorge der Beamten um ihre Rechtsſtellung noch
permehren und eine berechtigte Abwehr auslöſen. Alle dieſe
Erörterungen mögen bedauerlich ſein, es wäre aber abwegig,
achtlos an ihnen vorbeizugehen und unſere Beamten können
von den politiſchen Führern eine klare Einſtellung zu der
Frage des Berufsbeamtentums verlangen Das iſt übri
gens eine Angelegenheit, die nicht nur die Beamten, ſondern
die geſamte Bevölkerung die den Staat noch weit mehr an
geht.

Die Beamten ſind Diener der Geſamtheit, nicht einer
Partei“, ſo heißt es im Artikel 130 der Deutſchen Reichsver
faſſung. Das bedeutet, daß ſie ihre Tätigkeit ohne Anſehen
der Perſon, der Partei, eines Standes oder einer Kaſte,
niemandem zuliebe und niemandem zuleide ausüben, daß
ſie ſich in ihrer Arbeit nur auf das Geſamtintereſſe, d. h.
das Intereſſe des Staates einſtellen ſollen, daß ſie im
Dienſt keine Partei zu ergreifen haben, ſondern daß ſie ge
recht und unparteilich ſein müſſen. Das ſind hohe An
forderungen, die hier geſtellt werden. Sollen die Be
amten ihnen gerecht werden, ſo müſſen ſie nicht nur wirt
ſchaftlich, ſondern auch in ihrer rechtlichen Stellung geſichert
und unabhängig ſein. Dieſe Erkenntnis war mit ein Grund
dafür, in politiſch bewegter Zeit die Grundrechte der Be
amten in der Reichsverfaſſung von Weimar feſtzulegen.
Wenn das geſchehen iſt, ſo liegen dem nicht unklare Ge
fühlswerte, nicht Halbheiten zugrunde, ſondern die klare
Erkenntnis der Notwendigkeit eines jederzeit zuverläſſigen
und einwandfreien Beamtentums. Dieſe Erkenntnis hat auch
die Deutſche Demokratiſche Partei beſtimmt, ſich nicht nur
für den Schutz der Verfaſſung einzuſetzen, vielmehr immer
wieder eine Regelung der Rechtsverhältniſſe der Beamten
auf öffentlichrechtlicher Grundlage zu verlangen und einen
dahin zielenden Geſetzentwurf des Deutſchen Beamtenbundes
zu einem einheitlichen Beamtenrecht als Jnitiativgeſetz
entwurf im Reichstag einzubringen. Wir legen beſonders

da eine zuſammenfaſſende und einheitliche
n rechts durch Reichsgeſetz erfolgt, daß

Ageſeßbuch geſchaffen wird. Wir leh
jede Verquickung des Beamtenrechts mit dem

Recht ab
Beamtenrecht iſt Staatsrecht und ſoll Staatsrecht blei

ben. Dadurch ſoll klar und deutlich das beſondere Rechts
verhältnis des Beamten zum Staat, mit ſeinen beſonderen
Rechten und Sicherheiten, aber auch mit ſeinen beſonderen
Pflichten zum Ausdruck gebracht werden. Das Staatsintereſſe

seamte im neuen Staat
Von Erich Koch-Weſer, Reichsjuſtizminiſter

übrigens die Diſziplinargeſetze nicht zu fürchten haben, er

geht jedem privaten Intereſſe voran, der Staat iſt ſeinen
Beamten gegenüber nicht der bloße Arbeitgeber im privat
wirtſchaftlichen Sinne, aber auch das Beamtenverhältnis iſt
ein anderes, als das des reinen privaten Arbeitnehmers
Gerade das muß erkannt werden. Denn es gilt auch gegen
die reine Arbeiternehmerpſychoſe in der Beamtenſchaft Stel
lung zu nehmen. Der Beamte iſt auf Gedeih und Ver
derb mit dem Staate verbunden und hat daher was ge
wiß nicht immer genügend erkannt wird, an deſſen Wohl
ergehen ein Lebensintereſſe. Der private Arbeitnehmer kann
jederzeit entlaſſen werden, der Beamte iſt in ſeiner Stel
lung geſichert, das bedingt ein beſonderes Treueverhältnis;
der private Arbeitnehmer kann jeden Tag ſeine Arbeit auf
geben, der Beamte kann das nicht, das bedingt beſondere
Sicherungen gegen Willkür. Der private Arbeitnehmer kann
mit allen Mitteln, auch dem des Streiks, um den Preis
für ſeine Arbeit kämpfen. Dem Beamten wird ſein Gehalt
einſeitig durch den Geſetzgeber feſtgeſetzt, er kann bitten,
petitionieren, verhandeln, meinetwegen auch fordern, aber
nicht ſtreiken, nicht die Arbeit verweigern Kein Staat wird
ſeinen Beamten das Streiken geſtatten können; ein Streik
recht gibt es nicht. Es iſt vielleicht bedauerlich, daß hier
über nach der Staatsumwälzung in unruhiger Zeit nicht
immer Klarheit beſtanden, und daß man die Köpfe der Be
amten von manchen Seiten verwirrt hat. Jn dem Augen
blick, wo einmal ein Beamtenſtreik ausbrach, ſtanden auch
die Parteien, die vorher nicht klar Stellung nehmen woll
ten und zum Teil den Gedanken des Streikrechts vertraäten,
auf der Gegenſeite

Gewiß iſt den Beamten im Art. 130 der Reichsverfaſſung
die Freiheit der politiſchen Geſinnung und die Vereini
gungsfreiheit gewährleiſtet, das bedeutet aber nicht hem
mungsloſe politiſche Betätigungsfreiheit. Die Schranken,
die in der Reichsverfaſſung nicht genannt ſind, liegen in der
natürlichen Stellung des Beamten zum Staat und finden
ihren Ausdruck in der Diſgziplinargeſetzgebung und der dar
auf begründeten Rechtſprechung. Der Beamte hat das Recht,
ſich nach ſeiner politiſchen Anſchauung frei zu betätigen und
zu organiſieren und für ſeine Auffaſſung in Wort und
Schrift zu werben. Dabei darf er natürlich nicht den Kampf
gegen die Grundlkagen und den Beſtand des Staates führen
und nicht den Staat, ſeine Verfaſſung, Symbole, Farben
und Repräſentanten verächtlich machen. Wo hier die Grenzen
liegen, iſt geſetzlich kaum zu fixieren, hier muß das natür
liche Taktgefühl und gegebenenfalls der Diſziplinarrichter
entſcheiden. Es ſoll hierbei nicht verkannt werden, daß hierin
bei den veralteten Diſziplinargeſetzen, beſonders bei denen
in Preußen, ohne ein mit den nötigen Sicherheiten um
gebenes Rechtsverfahren, noch erhebliche Gefahren liegen.
Sie müſſen durch ein neues Reichsdiſziplinargeſetz im Rah
men des Reichsbeamtenrechts beſchleunigt beſeitigt werden.
Ein wirklich politiſch denkender und fühlender Beamter wird

wird immer den erforderlichen Takt und die Grenzen finden.
Politiſche Betätigung und Fortbildung iſt für unſere Be
amten dringend erwünſcht; denn dadurch bekommt der Be
amte Fühlung mit anderen Volksſchichten und Verſtänd
nis für deren Wünſche und Sorgen. Durch die politiſche

Wurof
amtentum haben Der Beamte inuß vielmehr in und
Volke leben, fühlen und denken, denn er ſoll ja der
geſamtheit dienen und nicht mehr beſtimmten P

Schichten oder Klaſſen. Die
Vor dem

aberMax Hölz-Parade ne
8 I weiteAus Berlin wird uns geſchrieben: e die

Wenn man die KommuniſtenParade geſehen hat maß geſch

zu Ehren von Max Hölz veranſtaltet wurde ſo gewir ſthrenden
nan immer mehr den Eindruck, daß es den Komm ſbegelsſ
niſten nicht ſo ſehr auf die tatſächliche Freilaſſung d gen Kredit
Max Hölz und den politiſchen Gefangenen ankam, ſonde g ha en

auf das Theater, das ſie machen konnten. Jhnen war Zwane
die Agitationsmöglichkeiten wichtiger, die ihnen der Kann (aſſen. 2
um die Freilaſſung der politiſchen Gefangenen bot, als afolgten,
Sache ſelbſt. Wenn im übrigen jetzt in einem Teil der Rech ſheſtände n
preſſe das rote Geſpenſt wieder an die Wand gemalt wi gſtellung
ſo ſollten dieſe Geſpenſtermalereien niemanden ſchrect wirtſchaft
Wer die Hölz-Parade geſehen hat, der weiß, daß h ſten Pro
Faſſade iſt, Theater, Klimbim, Klamauk, wie der Be pbates
liner ſagt, Betrieb, aber damit iſt die Sache auch ziemlich re notwent
ſchöpft. Das ſind noch immer die alten abgebraucht engliſchen
Phraſen, die man ſchon vor zehn Jahren hörte Das er Ty
dasſelber dreimalige Hoch und dreimalige Nieder, d ſiearde
heute noch gerübllt wurde wie damals, als die Komm kernwähru
niſten unter Liebknecht durch die Siegesallee zogen und Be rung iſt. e
lin unſicher machten. Vom revolutionären Elan war ich ſchon
der Einholung von Max Hölz wenig zu ſpüren Gew rungefrage
unter dem Zug der Teilnehmer ſah man Fanatiker, den ſeit der
man ſchon allerlei zutrauen kann. Das Gros jedoch war ten hätte
gute Parteileute, die am Zahlabend und im Betriebe bei den
Funktionare tätig ſind und irgendeinen Poſten bekleid ſndteil de
Dann war natürlich auch noch da der Rote Frontkämpf en ſind.
bund mit ſeinen Schalmeien. Aber auch hier: Kliſch vor allen
Die Uniformen eine Kopie der Reichsbanneruniform. Die ſie effekti
hobene Fauſt als Gruß eine Kopie des Faſchiſtengruß huf iſt nat
Nichts Eigenes, nichts Revolutionäres, das auf hieſig linder, di

Boden gewachſen iſt. har, als tpeiteren

geſtattet

i von a

Dann auf rotem Tuch plakatiert: Max Hols, t
Schrecken der Bourgeoiſie! Ein Titel für ein Groſchenhe
eine Bezeichnung a la Rinaldo Rinaldini. Nein, Max Hſchreckt uns nicht mehr. Der Mann, den ſie hier auf ein er

Auto mitführten, mag ſich ſchließlich auch ſeine Gedant
gemacht haben. Nach einem ſiebenjährigen Leben in
Zelle hat man wohl den Sinn für billiges Theater v

loren. Die Republik kann heute einen Max Hölz freilaſſ die Stab
Wir gönnen ihm ſeine Freiheit um ſo eher, wenn ſich hntlich im
ausſtellen ſollte, daß er an der Tötung des Gutsbeſitzedilſierung
Heß unbeteiligt iſt. Die Kommuniſten brauchen Betrieb. O unächſt
werden vermutlich jetzt den Hölz und die übrigen Am eue Ei
ſtierten von Stadt zu Stadt ſchleppen. Das iſt ein Pro hat gibt es
gandamittel, ein kommuniſtiſches Theaterſtück. Aber es
nicht mehr.

Den Zug begleiteten unſere Beamten der Schutzpoli
Das iſt für die Beamten keine leichte und keine angeneh
Aufgabe. Sie müſſen ihre Ruhe bewahren auch dann, we
ihnen Bemerkungen und Schimpfwovrte nachfliegen. Se ha
ihre Ruhe bewahrt und ſie ſchaffen es mit der Ru
Das bewies dieſe Max Hölz-Parade durch die Schu
leute, die hier unerſchrocken ihren Dienſt taten: Die Auto
tät des Staates iſt heute Gottſeidank wieder ſo groß
worden, daß die kommuniſtiſchen Revolutionsſpielereien n

er elaſtif

ſhen Sin

i es he

landArbeit wächſt der Beamte aus ſeinem beruflichen Geſichts

Volksſtaat dürfen wir kein
kreis hinaus, was unbedingt erſtrebenswert iſt. Gerade im

kaſtenmäßig abgeſchloſſenes Be

Deutſchlands
Melivrationsaufgaben

Tie volks wirtſchaftliche Bedeutung der Vodenverbeſſerungen.

Bei der Erörterung der Maßnahmen, deren Durch
führung geeignet iſt, die wirtſchaftliche Lage der deutſchen
Landwirtſchaft zu beſſern, ihre Produktivität zu ſteigern,
wird ſehr oft ein grundſätzlicher Fehler begangen. Ver
ſtärkte Düngemittelanwendung, Maſchiniſierung, Verwen
dung hochgezüchteten Saatguts, Grünlandpflege u. a. m.
ſind gewiß wichtige Mittel der techniſchen Rationaliſierung
der Landwirtſchaft und ſollen in ihrer Bedeutung wicht

Wert dieſer Mehrpro
Betrage gleichkommen,
iſt und den wir für die

nungen ernſthafteſter Fachleute. Der
duktion würde alſo ungefähr dem
mit dem unſere Handelsbilanz paſſiv
Lebensmitteleinfuhr aufwenden.

Die Jnangriffnahme großzügiger Meliorationsmaß
nahmen iſt ſo nicht nur im Hinblick auf die Hebung der Lage
der Landwirtſchaft ein dringendes Erfordernis, ſondern auch
qus Gründen der Wiedererlangung unſerer geſamtwirt
ſchaftlichen Selbſtändigkeit Die große Kapitalnot der Nach
kriegszeit hat es nun leider verhindert, daß für die Förde
rung der Landeskultur das getan wurde, was nötig geweſen
wäre. Zwar ſind von Reich, Ländern und Provinzen Mittel
zur Verfügung geſtellt worden, aber dieſe Summen waren

verringert werden. Sie haben aber für ihre Wirkſamkeit
zur Vorausſetzung, daß das Fundament der Landwirtſchaft
der Grund und Boden geſund iſt.

Das iſt in überraſchend ſtarkem Umfange bei uns nicht
der Fall. Nach zuverläſſigen Schätzungen genaue Stati
ſtiken fehlen leider ganz ſind in Deutſchland etwa zehn
Millionen Hektar (einſchließlich zwei Millionen Hektar Wie
ſen) 30 Proz. der bisherigen land wirtſchaftlichen Nutz

fläche entwäſſerungs bzw. dränagebedürftig. Betriebswirt
ſchaftlich geſehen, bedeutet dieſe Nichtregelung der Waſſer
wirtſchaft in kurzen Worten: ohne Entwäſſerung keine Durch
lüftung des Bodens, ohne Entwäſſerung Bodenſäure und
Verdunſtungskälte. Die Folge: ſchlechtes Pflanzenwachstum,
Pflanzenkrankheiten, ſaures Futter, Unwirkſamkeit aufge
wandter Düngemittel. Man kann annehmen, daß dieſe
Böden in Jahren mit größerem Niederſchlagsmengen nur
40 50 Proz. der techniſch erreichbaren Vollerträge brin
gen. Das alte Bauernſprichwort: „Die Sonne ſcheint keinen
Bauern vom Felde, aber das Waſſer ſchwemmt ihn hin
unter“ beſteht zu Recht. Zweifellos laſſen ſich durch die
Entwäſſerung des Bodens gewaltige Mehrerträge erzielen,
deren Wert ſich auf ea. zwei Millionen beziffern läßt,
ganz abgeſehen von den ſonſtigen Vorteilen der Qualitäts
verbeſſerung und der größeren Stabilität der mengenmäßi
gen Ernteerträge. Berückſichtigt man noch die drei Millionen
Hektar Oedlandfläche, die zu land wirtſchaftlicher Nutzung
kultiviert werden können, zieht man ferner die Mehrer
träge in Betracht, die ſich nach einer Flurbereinigung in

nur ein Tropfen auf einen heißen Stein. Weitgehende finan
zZielle Unterſtützung iſt aber um ſo mehr geboten, als über

90 Proz. der zu meliorierenden Flächen in der Hand von
Bauern und Kleinbauern ſind, die bei der gegenwärtigen
Wirtſchaftslage noch weniger als früher aus eigener Kraft
Meliorationen durchzuführen imſtande ſind. Bedauerlicher
weiſe wird, wie hier eingeſchaltet ſei, die betriebswirt
ſſchaftliche Wichtigkeit der Meliorationen gerade in dieſen
Kreiſen noch nicht völlig erkannt; eine umfangreiche Auf
klärungstätigkeit muß hier einſetzen, der Kulturtechnik im
land wirtſchaftlichen Schulweſen die gebührende Stellung

eingeräumt werden.
Zur Jnangriffnahme wirklich umfangreicher Meliora

tionsarbeiten mangelt es gegenwärtig an der Bereitſtellung
genügenden Kapitals. Der jährliche Bedarf iſt mit 150 bis
200 Millionen eher zu niedrig als zu hoch angeſetzt. Was
nützt es, wenn das Reich Millionenbeträge für Zinsverbilli
gung von Meliorationskrediten auswirft, wenn das Kapital
dazu nicht aufzutreiben iſt! Uebrigens ſollte man, wenn man
hilft, ganze Arbeit tun. Eine auf die Dauer von nur fünf
Jahren berechnete Zinsverbilligungsaktion reicht für den Me
liorationskredit in der Regel nicht aus. Ein Reichsgeſetz iſt
erforderlich, das die Bereitſtellung ſolcher Mittel für die
Dauer von jeweils zehn Jahren vorſieht. Neben einem
tragbaren Zinsfuß iſt Langfriſtigkeit das Haupterfordernis
des Meliorationskredits.

Die Hauptſorge bildet aber die Frage der Kapitalbe

Süddeutſchland ergeben würden, ſteigert ſich der Mehrwert
der land wirtſchaftlichen Produktion auf mindeſtens drei
Milliarden Mark. Das ſind keine Utopien, ſondern Berech

ſchaffung. Da die inländiſche Kapitalsdecke noch zu kurz iſt,
plant man ſeit längerer Zeit die Aufnahme einer größeren
Auslandsanleihe. Wenn je, dann kann hier für dieſen pro

mand mehr zu ſchrecken brauchen len Pol

duktivſten, deviſenſparendeer Zweck, eine Auslandsanle
verantwortet werden. Nach den amtlichen Mitteilungen
ſie bisher nicht zuſtandegekommen, weil die Bedingung
zu ungünſtig waren. Die Verhältniſſe drängen aber, zun Coldwe
die vorhandenen Mittel nicht einmal zur Befriedigung wiſchen
laufenden Bedürfniſſes genügen. Der Staat muß alſo da es
ſchenkredite zu tragbarem Zinsfuß bereitſtellen. V aber

Sachgemäße Bodenverbeſſerungen ſind ſtets renta Dänem
und kragen auf die Dauer weſentlich zur Entſchuldung kin Gol
Landwirtſchaft bei. Es gibt daher keine produktivere Ka der di
talsanlage als die, welche dauernd die Produktivkraft e Form
Bodens ſteigert. Zur Bewältigung dheſer großen Aufga den V
deren Durchführung auch bei angeſtrengter Arbeit ein Mk auslän
ſchewalter dauern wird, müſſen alle zur Zeit vorhander Kkenbant
Hemmungen in Geſetzgebung und Verwaltung beſeitigt Polen
ungeheure Ueberbürokratiſierung, die ſich überſchneiden beſteh.
Zuſtändigkeiten eingedämmt, der Planlkoſigkeit im Melio oſlowa
onsweſen ein Ende bereitet werden. Gerade hier muß t da
Selbſtverwaltung und auch der Selbſthilfe durch A derart
bildung des Genoſſenſchaftsweſens weiteſter Spielraum ing au
laſſen werden. Alle Kräfte müſſen ſich vereinen, das was e
waltige Werk der deutſchen Landeskultur zu fördern. s Go

re weizeDie Angſt der Rechtspreſſe.
Alſo leſen wir im „Berliner LokalAnzeiger“ ül

Max Hölz: „Die Art, wie dieſer finſtere Mann imn auch i
wieder nach allen Richtungen über die Menge blickte, raſt feute al
prüfend, was Mitläufer, was Neugierige, was n

Max Hölz, ein Schreckensmann d

Beobachter waren, wie er die Zahl der unbedingt Zuv
läſſigen abſchätzte und als Kampfwerte einkalkulierte i

iſt mehr als beunruhigend!“Dem BHerichterſtatter des „Berliner Lokal Anzeige
iſt denn doch das Herz allzu ſehr in die Kniekehlen geſunk
Wenn er ſich richtig umgeſehen hätte, ſo hätte er auch
Schupoleute geſehen, die auf dem Poſten waren. Für eir h
nationalen Mann vom Schlage des „Berliner Lokal be Er
zeigers“ iſt eine ſolche blaſſe Furcht doch keine würd n
Angelegenheit. Max Hölz wird wohl ein wenig ſchlan e
ſein, als der allzu ängſtliche Berichterſtatter des „Berlit ſe Ge
Lokal Anzeigers“ Wer einmal ſieben Jahre hinter feſ de
Mauern zugebracht hat, der wird ſich ein zweites P Al
hüten, ſich an der Macht des Staates den Schädel e v
zurennen.
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Jn heute als Goldwährungsland gelten, obwohl auch ſie die

gen ebung der Einlöſungespflicht bisher nicht rückgängig ge
n t hat. So bleiben eigentlich nur Bulgarien und Spanien
alten ig die die Rückkehr zur Goldwährung noch vor ſich

7

kal An Alter Adel
len rer a Franz I. von Frankreich wollte Duchätel zum Biſchof
c Für m Er frug ihn, ob er von Adel ſei. Duchätel ant
er re „Majeſtät, Noah hatte drei Söhne Von einem
keine w nme ich ab. Ich kann ihnen aber nicht genau ſagen, von
ventg ſa chem.“ Gegen den Adels und Ahnenſtolz hat ſich ſchon in
de heſter Zeit der geſunde bäuerliche Sinn gewandt:

hinter Als Adam grub und Eva ſpann,
n Wo ar denn da der Adelsmanne

en hat

Ritteilungh

e Beding

en aber, n
efriedigut

muß al

ktivkran en anm ausländiſcher Goldwährungen, je nach Wahl der Zen
btenbank, einlösbar ſind, beſteht in Deutſchland, Bel

Polen, Jtalien und Griechenland Eine Einlöſungs
beſteht noch in Oeſterreich und Rußland; in der
ſlowakei beſteht ein Syſtem, das zwar die Einlöſung

u
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uropa auf dem Wege zur
Goldwährung

Die neue Methode: der Goldkern!

elaſtiſch war, als eine effektive Goldwährung.

ie Stabiliſierung der europäiſchen Währungen begann
intlich im Jahre 1922, als der Völkerbund ſich um die
iliſierung der öſterreichiſchen Währung bemühte und
nächſt die Krone ſtabiliſterte, um erſt im März 1925
eue Einheit, den Schilling einzuführen. Eine neue
gibt es auch in Ungarn, den Pengö; in Rußland den
netz und in Belgien die Belga. Jn Belgien und

ßland werden allerdings die alten Einheiten immer
m inneren Verkehr benutzt, ohne Schwierigkeiten, weil
es Wertverhältnis zwiſchen ihnen und der neuen Ein

anden iſt. Wir haben ſchon angedeutet, daß in der
r Deckung des Notenumlaufes heute das Prinzip der

Decküng nur noch wenig Anhänger hat und daß
die Begrenzung des ungedeckten Notenumlaufs nicht

nach dem ſtarren engliſchen Syſtem, ſondern mehr im
en Sinne, d. h. mit größerer Beweglichkeit erfolgt.

es heute in der Tſchechoſlowakei, in Oeſterreich, in
land, in Rußland, in Holland, der Schweiz, Ungarm,

undkreich, während früher nur Holland, die Schweiz und
ark dieſes bewegliche Notenausgabeſyſtem hatten. Das
e Syſtem der feſten Begrenzung haben heute nur noch
en und Norwegen, und das ſind auch die einzigen

der, die eine Goldwährung im alten Sinne der effek
Goldwährung benutzen. Holland hat ein Zwiſchen
zwiſchen effektiver Goldwährung und Golddeviſenwäh
da es zwar geſetzlich die Goldeinlöſungspflicht beſittt,

der aber praktiſch kein Gebrauch gemacht wird. Eng

Polen, Dänemark, Jtalien, Griechenland

änemark und Frankreich haben die Einlöſungs
a Goldbarren, wobei im Falle Frankreich die Einzel

fiten der Durchführung noch nicht feſtgelegt ſind. Die mo
Form der Golddeviſenwährung, bei der die um
n Banknoten in Goldmünzen, Barren und in

da man bisher aber noch keinen Anlaß zum Erlaß
r derartigen Geſetzes gehabt hat, weil die tſchechiſche
ihrung auch ohne dies geſund iſt, iſt dieſe Währung. als
etwas ſchwer definierbarer Typ, aber doch auf jeden

als Goldwährung zu bezeichnen. Das gilt auch von
chweiger Frankenwährung, weil man bei Kriegsaus
und der Auflöſung der lateiniſchen Münzunton die

Sbarkeit der Frankennoten aufgehoben. hat. Da der
weizer Frank aber während des ganzen Krieges und bis

ſeine Parität gegenüber dem Dollar immer wahrte,
leh auch immer Gold im Umlauf und die Schweiz muß

Vor dem Kriege wurde die Einheit der Weltwirtſchaft,
ſonders aber der europäiſchen Wirtſchaft, nicht nur durch
je weithin verzweigte Arbeitsteilung, ſondern vor allem
uch durch die allen gemeinſame Benutzung des Goldes als
reismaß geſchaffen. Der Krieg hat auch das zerſtört. Alle

iegſührenden Länder haben ihre Währungen freiwillig vom
olde losgelöſt, um ſie beweglicher und ſich für die kurz

iſtigen Kreditanſprüche der Kriegſührung freier zu machen.
inige haben das Maßhalten verſtanden andere haben ſich,

der Zwang der Golddecke wegfiel, in die Jnflation tret
aſſen. Die ökonomiſchen Umſchichtungen, die in dieſer

Jeit erfolgken, haben ferner zu einer Konzentration der
Joldbeſtände in den Vereinigten Staaten geführt. Die Wie
rherſtellung des Goldſtandards in einer möglichſt großen
dhl wirtſchaftlich bedeutender Länder gehört daher zu den

M chtigſten Programmpunkten des welt wirtſchaftlichen Wie
draufbaues. Nicht als ob dazu Goldwährungen im alten

notwendig wären mit Umlauf von Goldmünzen und
ngliſchem Vorbild ſtrengſter Notendeckung; es hat ſich

neuer Typ herausgebildet, auf deſſen Vorteile ſchon
id Ricardo vor hundert Jahren aufmerkſam machte: die
kernwährung, die zum Teil ſogar Golddeviſenkern

ng iſt. Sie iſt oft genug beſchrieben worden und man
ch ſchon daran gewöhnt, bet allen Erörterungen von

hrungsfragen Vorſtellungen zu benutzen, die früher in
Zeit der Goldwährung alten Stils als revolutionär

en hätten, wenn auch nicht bei der Wiſſenſchaft, ſo
ei den Praktikern und die heute ſelbſtverſtändlicher
dteil der allgemeinen Anſchauungen vom Gelde ge

ſind. Unter den Vorzügen der Goldkernwährung
r allen Dingen der ins Gewicht, daß ſie billiger iſt
e effektive Goldwährung, denn ein effektiver Gold

auf iſt natürlich teurer als Papier. Deshalb iſt ſie auch
nder, die eine Jnflation hinter ſich haben, leichter er
r als die effektive Goldwährung und ſie bietet noch
eiteren Vorteil, daß ſie eine elaſtiſchere Kreditverſor
eſtattet als jene, was in Zeiten der Währungsſtabili

ing von außerordentlich hoher Bedenttung iſt. Die Tat
daß Deutſchland aus politiſchen Gründen erſt über die

ſeine Ge kenbank hinweg zur Goldwährung gelangte, haben wir

teuer bezahlen müſſen, weil die Rentenmark noch

Nachdem die früheren bedauerlichen Reibungen zwiſchen
den zuſtändigen IJnſtanzen des Reiches und Preußens be
ſeitigt worden ſind, ſchreitet das Siedlungswerk rüſtig
vorwärts. Dadurch, daß Preußen ſich an den Sitzungen
des Reichstagsausſchuſſes beteiligt, und gemeinſam mit dem
Reich bei der Kreditbewilligung vorgeht, iſt eine Zuſammen
arbeit zwiſchen den früher rivaliſierenden Jnſtanzen her
geſtellt, die jetzt ihre Früchte zu tragen beginnen. Die
Rentenbankkreditanſtalt hat bereits über 100 Millionen
Reichsmark ſeit Herbſt 1926 zur Verfügung geſtellt. Der
Reichstag hatte ſeinerzeit beſchloſſen, für die Jahre 1926730
je 50 Millionen Mark zu Siedlungszwecken bereit zuſtellen.
jDa erſt im Herbſt 1926 mit der Arbeit begonnen werden
konnte, ſind alſo die zur Verfügung ſtehenden 100 Millio
nen reſtlos verbraucht und auch die für das laufende Jahr
vorgeſehenen 50 Millionen werden, wie ſich die Dinge ent
wickeln, ebenfalls in vollem Umſange gebraucht werden

Die finanzielle Seite der Angelegenheit funktioniert
demnach befriedigend. Nicht ſo günſtig ſteht es mit der tat
ſächlichen Anſetzung der Siedler Der größte Teil des vom
Reich und Staat zur Verfügung geſtellten Geldes iſt gegen
wärtig noch um Grund und Boden inveſtiert, da die
Sisdlungsgeſellſchaften mindeſtens ein, zum Teil ſogar bis
zu zwer Jahren brauchen, ehe der Siedler die fertige
Stelle beziehen kann. Jmmerhin hofft man in dieſem Jahr
beiſpielsweiſe in Oſtpreußen 550 bis 600 Siedlerſtellen zu
ſchaffen. Für das ganze Reich beträgt der Voranſchlag für
dieſes Jahr etwa 3500 bis 4000 Stellen, und es iſt
anzunehmen, daß dieſer Voranſchlag erreicht, wenn nicht
überſchritten wird.

Mit der Schaffung von Siedlerſtellen iſt es aber noch

für Siedlungszweche

Die Aufgaben der Reichsregierung
nicht getan, es zeigt ſich vielmehr, daß ihr Abſatz an
die Siedler größere Schwierigkeiten verurſacht, als man
ſtellenweiſe zunächſt angenommen hatte. Die Nachfrage nach
Siedlerſtellen iſt zwar außerordentlich ſtark, und es fehlt
aüch nicht an geeigneten Bewerbern. Die Schwierigkeit aber
iſt die, daß die Koſten der Siedlung ſich als recht beträchtlich
erweiſen, insbeſondere ſind die Baukoſten ſo höch, daß von
den Siedlern eine Anzahlung verlangt werden muß, die
viele, und oſt die geeignetſten, nicht in ſolcher Höhe auf
bringen können oder wollen. So kommt es, daß eine An
zahl von Stellen nicht beſetzt werden konnte Merkwürdiger
weiſe iſt der Abſatz gerade in den am ungünſtigſten gelege
nen Oſtpreußen gut, während die Schwierigkeiten ſich vor
allen in der doch viel günſtiger gelegenen Provinz Nieder
ſchleſien zeigen. Ein Teil der Schuld an dieſer unerfreu
lichen Erſcheinung iß demnach auch wohl den betreſſenden
Siedlungsgeſellſchaſten beigumeſſen

Jedenfalls zeigt es ſich, wie notwendig die Hilfe
von Reich und Staat ſür den Fortſchritt des politiſch
ſo wichtigen Siedlüngswerkes iſt. Es iſt deshalb erforderlich,
daß die vorgeſehenen Mittel in vollem Umfange zur Ver
fügung geſtellt werden. Jn dem Reichstagsbeſchluß über
die Bereitſtellung von Reichsmitteln war vermertt worden,
daß der Finanzminiſter die Kredite nur ſoweit zur Ver
fügung ſtellen ſolle, als dafür Gelder vorhanden wären.
Nun iſt zwar die Finanzlage des Reiches aufs äußerſte
angeſpannt, es muß aber betont werden, daß das Siedlungs
werk ſich am wenigſtens zu Abſtrichen eignet, wenn das ein
mal begonne Werk zu einem wirklichen Erfolg geführt
werden ſoll.

haben. Bulgarien hat ſchon gewiſſe Schritte in dieſer Rich
tung getan, während in Spanien die Stabiliſierung noch
auf ſich warten läßt. Jm großen und ganzen kann aber heute
ſchon damit rechnen, daß in abſehbarer Zeit die europäiſche
Wirtſchaſt wieder wie früher durch die Einheit des Preis
maßes verbunden ſein wird. Dr. H. R.

Scholz und die
Demokratiſche Partei
Eine notwendige Zurückweiſung.

Der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ ſchreibt
Der Fraktionsvorſitzende der Deutſchen Völkspartei,

Reichsminiſter a. D. Scholz, gefällt ſich neuerdings in
Unterredungen. Jn einem IJnterview, das die „Neue Freie
Preſſe“ veröffentlicht, hat er ſich auch über den Gedanken
eines Zuſammenſchluſſes der Deutſchen Volkspartei und
der Demokraten ausgeſprochen. Schols hält den Zuſammen-
ſchluß der beiden Parteien, wie man das ja von ihm auch
nicht anders erwarten konnte, für ausgeſchloſſen.

Es iſt im Augenblick nicht an der Zeit, die Diskuſſion
über das Verhältnis zwiſchen der Deutſchen Demokratiſchen
Partei und der Deutſchen Volkspartei fortzuführen. Schon
um deswillen nicht, weil ein Zuſammenſchluß mit Herrn
Scholz und ſeinen engeren Freunden tatſächlich nicht denk
bar iſt, und weil ſelbſt eine loyale Zuſammenarbeit mit
dieſen Perſönlichkeiten bezweifelt werden muß. Die Zweifel
daran hat Herr Scholz ſelbſt wachgerufen durch die merk
würdige Begründung, die er ſeiner Stellungnahme gab. Er
betonte nämlich, daß ſich niemals eine Kluft zwiſchen Welt
anſchauungen überbrücken ließe, und er ſagt weiter, dieſe
Kluft liege „weſentlich in den Komplexen Vaterland und
Wirtſchaft“. Was die Wirtſchaft anlangt, ſo beſteht zwiſchen
der Deutſchen Demokratiſchen Partei und den volkspartei
lichen Männern vom Schlage des Herrn Scholz allerdings
eine Kluft, wenn hier die Wirtſchaft aufgefaßt wird als
eine Vorherrſchaft der Schwerinduſtrie, wie ſie in der
Zuſammenſetzung der Deutſchen Volkspartei zum Ausdruck
kömmt. Wenn ſie weiter aufgefaßt wird als eine ein
ſeitige Vertretung des Unternehmerſtandpunktes überhaupt
und wenn ſie eine ſoziale Grundeinſtellung vermiſſen läßt,
die heute faſt überall im Reichstag Selbſtverſtändlichkeit
geworden iſt, nur nicht bei einer Anzahl von Vertretern
der Deutſchen Volkspartei

Entſchiedene Zurückweiſung verdient aber die Aeuße
rung von Scholz, daß zwiſchen der Deutſchen Volkspartei
ünd der Demokratiſchen Partei eine Kluft im Hinblick auf
die Anſchauungen über das Vaterland beſtände. Das iſt eine
Ausdrucksweiſe, die wir Herrn Scholz nicht nachmachen
können und wollen und um die wir ihn nicht beneiden.
Vielleicht aber fragt Dr. Scholz einmal bei dem Reichs
außenminiſter Dr. Streſemann an, wie vft dieſer ſich
gegen deutſchnativnale Angriffe wehren müßte und mit
Recht gewehrt hat, Angriffe, bei denen die Deutſchnatio
nalen, genau wie jetzt Herr Scholz, behaupten, beſſere
Patrivten zu ſein Die Deutſche Demokratiſche Partei lehnt
eine Vaterlandsliebe nach Klaſſen und Parteien ab. Die
Liebe zum Vaterland iſt für alle ſtaatserhaltenden Par
teien ſo ſelbſtverſtändlich, daß man nicht darüber reden
ſollte. Von Herrn Scholz aber laſſen ſich die Demokraten am
allerwenigſten ſozuſagen patriotiſch degradieren.

Jm Mannheimer G eneralanzeiger vom
13. Juli äußerte ſich der volksparteiliche Parteiſekretär
Wolf Karlsruhe zu der Verſchmelzungsfrage; Durch den
Wahlausfall bedingt ſei die Liberale Vereinigung ſtärker in
den Vordergrund der öffentlichen Erörterungen getreten Die
hiſtoriſche Entwicklung der Liberalen Vereinigung zZeige,

von ihrer urſprünglichen Aufgabe entfernt habe. Auf die

mit einem deulichen Nein gegtntwortet werden.

Parteiprogramm und Monarchismus
Mit blaſſem Schrecken ſieht ſich die „Deutſche Zeitung“

zu der Feſtſtellung genötigt, daß der Abgeordnete Lambach
mit ſeiner Meinung über die Monarchie in der Deutſch
nationalen Volkspartei nicht allein ſteht, ja, daß ſelbſt die
Deutſche Tageszeitung“ in dieſer Frage eine Haltung ein

nimmt, die man ſelbſt bei wohlwollendſter Betrachtung höch
ſtens als lau be eichnen kann. Das völkiſch- nationale Blatt
verlangt angeſichts ſolcher Unklarheiten und Zwieſpältig
keiten eine „authentiſche Stellungnahme der Partei. Mit
dieſer Forderung begegnet ſich eine Veröffentlichung des

ziöſen Korreſpondenz der Deutſchnationalen, mit der man
allerdings bei der Deutſchen Zeitung nicht tie
dürſte, denn Herr Leopold ſtellt die gar
ſtehende Frage „Wo ſteht, was die Gegner eh

gewaltſame Wiederherſtellung der Monarchie drängen Wo
ſteht, daß ſämtliche kleinen Staaten nach dem legitimi
ſtiſchen Prinzip wiederhergeſtellt werden ſollen Nichts da
von iſt im deutſchnationalen Programm zu finden. Alle Mut
maßungen über grundſätzliche Meinungsunterſchiede zu dem
von Lambach angeſchnittenen Programmpunkt ſind Ver
dächtigungen, dazu beſtimmt, die Partei zu diskreditieren.“
Dieſe Fragen Leopolds ſind zwar ſehr ſchön formuliert,
ſie haben aber mit der Frage, um die es in Wirklichkeit
geht, ſo gut wie gar nichts zu tun.

Lambach ausgeſchloſſen
Der Krach bei den Deutſchnationalen wächſt

Der Vorſtand der Deutſchnationalen Landespartei für
den Wahlkreis Potsdam II hat geſtern in ſpäter Nacht
ſtünde dahin entſchieden, daß der Reichstagsabgeordnete
Lambach wegen gröblichen Verſtoßes gegen die Parteidiſzi
plin aus der Partei auszuſchließen ſei.

Der Beſchluß wurde damit begründet, daß ſich Lam
bach einer grös lichen Schädigung der Parteiintereſſen ſchul
dig gemacht habe. Lambach wird gegen dieſen Beſchluß
des Landesparteivorſtandes, der als Parteigericht fungiert,
Berufung einlegen. Er wird vermutlich auch ausführen,
daß ein politiſches Problem von ſolcher Tragweite nicht
dürch einen rein formellen Beſchluß geklärt werden könne,
und daß der Abgeordnete Hugenberg mit ſeiner bekannten
Gründung einer Sondergruppe die tatſächliche Einheit der
deutſchnationalen Volkspartei aufgehoben und ſich eines
viel gröberen Verſtoßes gegen die Parteidiſziplin ſchuldig
gemacht habe als Lambach ſelbſt.

Fitzmaurice als Bombenwerfer über
Berlin

So ſind unſere Völkiſchen.
Der iriſche Flieger Fitzmaurice ſoll im Oktober 1918

den Auftrag erhalten haben, Berlin mit Bomben zu belegen.
Der „Völkiſche Beobachter“ ſchreibt darüber (nicht etwa
Gott ſtrafe England!, ſondern „Der Waffenſtillſtand, das
Werk einer enkmannten Heimat, verhinderte dieſe Schreckens
tat. Soll man aber beſondere Genugtuung darüber emp
finden, daß es nicht mehr dazu gekommen iſt? Wir könnten
uns denken daß auch deutſchen Frontſoldaten die Perſon
Fitzmauriees noch ſympathiſcher wäre, wenn er damals, trotz
des Waffenſtillſtandes, den Deſerteur- und Meutererſumpf
Berlin ordentlich verbombt hätte. Vielleicht hätte er damit
eine Tat vollbracht, die ſeinen heutigen Flug an Trag

daß ſie ſich mit ihrer Forderung auf Verſchmelzung der
Demokratiſchen Partei und der Deutſchen Volkspartei weit

weite noch übertroffen hätte.“

Frage, vb eine derartige Verſchmelzung möglich ſei, müſſe

deutſchnationalen Abgeordneten Leopold in der parteioffi

die Deutſchnationalen mit aller Macht kurzfriſtig auf eine



drucks, der vor allem auf den kleineren und mittleren

Die Senkung
der Einkommenſteuer

Herbſtarbeit des Reichstages
Aus führenden demokratiſchen Wirtſchaftskreiſen wird

uns geſchrieben:
Der Reichstag hat noch vor Beginn der Sommerferien

zwei ſteuerpolitiſche Entſcheidungen von erheblicher Trag
weite getroffen. Einmal die Beſchlußfaſſung bezüglich Ver
längerung des Steuermilderungsgeſetzes bis zum 30. Sep
kember 1929, die deutlich erkennen läßt, daß die die jetzige
Reichsregierung ſtützenden Parteien bereit ſind, die Aner
kenntnis wirtſchaftlicher Notwendigkeiten vor einſeitige Par
teiforderungen zu ſtellen Es iſt ein Vorgang von erheblicher
finanz Und ſteuerpolitiſcher Bedeutung, daß ein Jnitiativ
antrag mit der Unterſchrift der Sozialdemokratie die ein
jährige Verlängerung ſteuerlicher Vorteile für die gegen
wärtig noch keineswegs dem Abſchluß nahen betriebswirt
ſchaftlichen Umgruppierungsvorgänge herbeigeführt hat.
Die zweite jetzt vorweggenommene Steuerfrage behandelt
eine Senkung der Einkommenſteuer.

Sachlich nicht zu verſtehende Gegenſätzlichkeiten haben
ſich hier zwiſchen den der Regierung naheſtehenden Par
teien bei der Verabſchiedung dieſer neuen Einkommenſteuer
geſetznovelle gezeigt, durch die eine geringe Senkung der
Steuerforderungen für die Lohnſteuerzahler ſowie für alle
veranlagten Einkommenſteuerpflichtigen bis zu einem ſteuer
pflichtigen Einkommen von jährlich 15 000 Mark herbei
geführt wird. Man hat ſich inſonderheit darum geſtritten,
ob dieſe Steuerſenkung im Augenblick durchgeführt werden
ſolle oder im Zuſammenhang mit anderen, weitergehenden
Steuerreformwünſchen erſt im Herbſt d. Js. Von mancher
Seite und beſremdlicherweiſe hat hier die Deutſche
Volkspartei ſich am weitgehendſten feſtgelegt S iſt dabei
auch die Behauptung aufgeſtellt worden, daß die gegen
wärtige Steuerſenkungsaktion die direkte Gefahr nochmaliger
weiterer Steigerungen der Realſteuerforderungen in Län
dern und Gemeinden nach ſich ziehen werde, trotzdem das
Geſamtaufkommen der Einkommenſteuer nach Erklärung
des Reichsfinanzminiſters keineswegs zufolge der jetzt be
ſchloſſenen Steuerſenkung unter den im Haushalt vorgeſehe
nen Betrag ſinken wird. Auch hat man darauf hingedeutet,
daß durch eine Vorwegnahme der Lohnſteuerfrage (tatſäch

lich werden auch die unteren Stufen der Veranlagten mit
begünſtigt!) Reformnotwendigkeiten auf ſolchen Gebieten,
an denen die Sozialdemokratie angeſichts der Struktur ihrer
Wählerſchichten weniger intereſſiert ſei, erſchwert würden.

Es erſcheint notwendig, folgendes feſtzuſtellen:
1. Die jetzige Einkommenſteuerſenkung iſt keine ein

ſeitige Maßnahme zugunſten der Lohnſteuerpflichtigen, ſon
dern erfaßt durch ihre Wirkung auf alle veranlagten Ein
commenſteuerzahler bis zu einem ſteuerbaren Einkommen
von 15 000 Mark breite Schichten des kleineren Mittel

ſtandes

r

Senkung der Einkommenſteuer für die notleidenden Kreiſe

tages zu einer ganz beſtimmten Tendenz der von ihr für
den Herbſt in Ausſicht geſtellten Vorlagen angehalten iſt.

wird man der Deutſchen Volkspartei nicht folgen dürfen, die
dieſe Entſchließung als ein bedeutungsloſes Blatt Papier

Deutſche Volkspartei nach den im Jahre 1927 im Rah
men der Rechtskoalition gemachten Erfahrungen eine ge
wiſſe Skepſis ſolchen Vereinbarungen gegenüber beſitzt. Aber
man ſollte, wenn man gewillt iſt zu poſitiver auſbauender
Gemeinſchaftsarbeit, nicht unnützes und durch nichts be
gründetes Mißtrauen in das Verhältnis der Parteien zu
einander hineintragen, ſondern erſtmals ſelbſt durch völlige
Offenheit und durch abſolute Klarlegung der eigenen Ziel
ſetzungen den Zwang auf alle anderen Partner an der Ge
meinſchaftsarbeit auszulöſen, auch ihrerſeits in offener und
klarer Weiſe an ſolcher aufbauenden Tätigkeit teilzunehmen.
Vertrauen ſchöpft Vertrauen Mißtrauen muß aber jede
geſunde Zuſammenarbeit ſchon im Keime erſticken.

es Mittelſtandes verbunden wurde und daß die Reichsregie
ung durch die vorerwähnte Entſchließung des Reichs

Jn der Bewertung der Entſchließung des Reichstages

ennzeichnet. Wir haben gewiß Verſtändnis dafür, daß die

D. D. P. Halle
Sonnabend, den August, abends 8 Ohr,
im Konzerthaus „Hoffäger“

Vor ſasölndsſeie

n
Großes Gartenkonzert!
Festansprachel! Lieder
und Verführungen (Pemo-
ratische Jugench. Tanz!

Beginn abends 8 Uhr.
Eintrittspreis einschließlich Tanz 50 Pfennig
Eintrittskarten sind im Vorverkauf in der Steintor-
Buchhandiung von A. Simonsohn, Große Stein-
ſtraße 54/55 unch in der Partei-Geschaftsstelle,
Große Brauhausstraße 30, 2u haben.
Der Vorstand bittet alle Mitglieder, an dieser
festlichen Veranstaltung teil zunehmen und auch
um den Vertrieb der Eintrittskarten an Freunde

2. Für veranlagte Einkommenſteuerpflichtige beſteht
in nichts die Geſahr, daß die geringe Senkung der Ein

teuer irgendwelche Erhöhungen der Realſteueran
gen in Ländern und Gemeinden nach ſich ziehen

H. Die für die unteren Einkommensgruppen der ver
anlagten Steuerpflichtigen jetzt erfolgte Abſchlagszahlung
gefährdete in nichts eine umfaſſendere Steuerſenkungsaktion
im Herbſt bei Wiederzuſammentritt des Reichstages

4. Jm Gegenteil iſt ſeſtzuſtellen, daß über die urſprüng-
lichen Zuſagen der Reichsregierung gegeben in der Er

klärung des Reichskänzlers vom 3. Juli hinaus jetzt die
Steuerſenkungsaktion im Herbſt durch folgende Entſchlie
ßung des Reichstages inhaltlich vorgezeichnet iſt:

„Jn der Regierungserklärung kündigt die Reichsregie
rung für den Herbſt die Prüfung der Frage einer Senkung
der Einkommenſteuer in den unteren und mittleren Stu
fen an. Der Reichstag hält angeſichts des hohen Steuer

Landwirten und Gewerbetreibenden laſtet, und angeſichts
der Notwendigkeit, die Sparfähigkeit anzuregen, eine ſolche
Prüfung für dringend gebbten und erſucht, dabei die von

den Parteien zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes
geſtellten Anträge wie die Notwendigkeit einer Senkung der
Realſteuern zu berückſichtigen.“

5. Nachdem ſchon in den Verhandlungen des Steuer
ausſchuſſe der Reichs finanzminiſter Dr. Hilferding erklärt
hat, daß er an die Prüfung der Etatsentwicklung mit der
ernſten Abſicht, zu einem poſitiven Ergebnis zu kommen,
alſo mit der Abſicht, umfaſſendere Steuerſenkungen herbei
zuführen, herangehe, zeigt die vorſtehende Entſchließung,
daß erſtens die Sozialdemokratie im Gegenſatz zu früheren
Erklärungen bereit iſt, poſitiv an einer Senkung der Real-
ſteuern mitzuwirken.

Die von der Reichsregierung angelündi te Vorlage zum
Steuervereinheitlichungsgeſetz kann nunmehr nicht, wie es
in der Regierungserklärung urſprünglich hieß, auf die Ver
einheitlichung des materiellen Rechts für die Realſteuern
und die Hauszinsſteuer beſchränkt werden, ſondern muß
direkt zu einer Senkung der jetzigen Realſteuerlaſten führen.

Die jetzt erfolgten Entſcheidungen des Reichstages be
deuten die Anbahnung einer Steuerſenkungspolitik, de phn
mäßig auszugeſtalten die dringendſte Aufgabe der an der
Regierung beteiligten Parteien iſt. Unverſtändlich iſt es, wie
es die Wirtſchaftspartei ihren Wählern gegenüber verant
worten will, den erſten Beginn dieſer Steuerſenkungspolitik,,
die dem kleinen Mittelſtand nicht unweſentliche Erleichte
rungen bietet, abzulehnen. Unverſtändlich iſt auch die Starr-
heit, mit der die Deutſche Volkspartei der jetzigen Verab
ſdiedung der erſten Teilzah t. De Steneeeh e e
ſprach.

Der demokratiſche Abgeordnete Dr. Fiſcher darf mit
G enugtuung auf das erſte Ergebnis ſeiner ſteuerpolitiſchen
Bemühungen im neuen Reichstag blicken. Jm Kampf um
eine Senkung der Geſamtſteuerlaſt war ihm der Rechts
regierung gegenüber jeder Erfolg verſagt. Jetzt kann Dr.
Fiſcher als ſein beſonderes Verdienſt verzeichnen, daß die für

und Bekannte bemüht zu sein.

Der Entwurf eines Schankſtättengeſetzes
Kein Gemeindebeſtimmungsrecht.

Der Reichswirtſchaftsminiſter hat dem Reichstag den
Entwurf eines Schankſtättengeſetzes vorgelegt. Zwiſchen der

Reichsregierung und dem Reichsrat iſt in einem Falle keine
Einigung zuſtande gekommen, und zwar hat der Reichsrat
beſchloſſen, daß die oberſten Landesbehörden die Voraus-
ſetzungen beſtimmen können, unter denen eine Befugnis
für die Erlaubniserteilung für den Betrieb von Gaſtwirt
ſchaften uſw. anzuerkennen oder zu verneinen iſt.

Die Reichsregierung glaubt im Hinblick auf die Be
deutung, die der Prüfung des Bedürfniſſes für die Erlaub
niserteilung im Einzelſahle zukommt und im Hinblick auf
das allgemeine Intereſſe an einer möglächſt einheitlichen
Handhabung der Bedürfnisprüfung im ganzen Reichsgebiet
auf die Befugnis zum Erlaß von Vorſchriften über die
Grundſätze, denen die Bedürfnisprüfung zu folgen hat,
nicht verzichten zu können und hält deshalb an der Regie

rungsvorlage feſt.
Der Entwurf der Reichsregierung lehnt das Gemeinde

beſtimmungsrecht als eine dem deutſchen Verwaltungsſyſtem,
fremde, umſtändliche, koſtſpielige und unvollkommene Ein
richtung ab, die eine geordnete und zweckmäßige Verwaltung
außerordentlich erſchweren, wenn nicht völlig unmöglich
machen, untragbare Ungleichheit in der Regelung des Alko
holausſchanks und ſchließlich notwendig die Trockenle
gung Deutſchlands zur Folge haben würde. Die Mängel,
die ſich bei den Erlaubniserteilungen durch die Behörden ge
zeigt haben, können durch andere eingreiſende, dem deutſchen
Verwaltungsſyſtem entſprechende Abhilfemaßnahmen be
ſeitigt werden.

Polniſche Demonſtrationen gegen
Oſtpreußen

„Gott ſchuf die Hände zum Nehmen!“

Jn Bromberg hat unter Teilnahme von Polen aus
Oſtpreußen Maſuren und Aermelland eine polniſche De

Reſolution angenommen, in der die Herſtellung einer „bal
tiſchen Schweiz“ aus Oſtpreußen verlangt wurde, in der
neben den Deutſchen die halbe Million Polen und die
300 000 Litauer in Oſtpreußen ihr kulturelles Eigenleben
pflegen könnten. Jn der Reſolution hieß es u. a. „Wir ſehen
keinen anderen Weg für die Sicherung des Friedens in
Europa durch die nationaliſtiſche preußiſche Maffia als in
der Ausrüſtung Oſtpreußens auf Grund des Völkerbunds
ſtatuts zu einer freien Verbands Republik mit kantonaler
Struktur für die drei Nationalitäten Deutſche, Polen und
Kitauer.“ Wo die halbe Million Polen herkommt, wird
immer das Geheimnis der Reſolution bleiben. Denn in
Oſtpreußen gab es nach der Zählung von 1925 23 000
Maſuren und in in Weſtpreußen 9361. Die geheime Abſtim
mung und die geheimen Parlamentswahlen haben dieſe

partei bei dDitauiſch Sprechende im öſtlichen Oſtpreußen gibt e
3761 Der Geſt der faſt drei MillionenBevölkerun
preußens iſt aber deutſch. Die Polen aber werden ſi
dem Wort des polniſchen Dichters Miczkiewitz

der frühere Reiſhstagsabgevrdnete Freiherr von Richt
hofen ſeinen 50. Geburtstag Richthofen iſt 1878 in Be
lin geboren. Er ſtudierte Die Rechte in Freiburg, Leipz
Und Straßburg und trat 1902 als Attaché in das Au
wärtige Amt ein. 1903 bis 1904 war er deutſcher G

Geſchäſtsſührer des Hanſabundes für Handel, Gewerbe u

monſtration gegen Oſtpreußen ſtattgefunden. Es wurde eine

en letzten Reichstagswahlen nur 285 Stit

tröſtet

„Gott ſchuf die Hände zum Nehmen!“

Parteinachrichten J
Freiherr von Richthofen 50 Jahre
Am 20. Juli feierte der demokratiſche Politiker u n

veſeln

Seele

ſchäftsträger in Kairo, danach Geſchäftsträger in Kope rhagen und ſpäter Botſchaftsſekretär in Petersburg. Weite me

Auslandspoſten führten ihn nach Teheran, Waſhington u e
Mexiko. Jm Jahre 1911 ſchied er aus dem auswärtige
Dienſt aus. Von 1912 1914 war Freiherr von Richthof

Induſtrie zu Berlin. Von 1912 bis 1918 gehörte Richthof
dem alten Reichstag an und zwar hatte er für die Nati
al Liberale Partei kandidiert. Er war gleichfalls Mitgli
des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes Jm Jahre 1919ſchl
er ſich der Deutſchen Demokratiſchen Partei an und wur
als Mitglied der Nativnalverſammlung und der Preußiſch
Landesverſammlung ſowie des Verfaſſungsgebenden Me
lenburgiſchen Landtags gewählt. Bei der letzten Reichstag
wahl gelang es Freiherrn von Richthofen zwar, in ſein
Wahlkreiſe die demokratiſche Stimmenzahl zu halten, d
wurde er infolge des Stimmenrückgangs in ſeinem Nachbe
wahlkreiſe nicht wiedergewählt. Die Demokratiſche Par
hofft jedoch, Freiherrn von Richthofen im nächſten Reie
tag wieder zu ſehen. Sie hofft es um ſo mehr
Freiherr von Richthofen ſtets zu den fleißigſten Arbeite
gehört hat. Er hat es verſtanden, ſeinen Anſchauungen G
kung zu verſchaffen. Sein beſonderer Kampf galt
Jnflationsgeſchädigten, für die er mehrfach Verbeſſerung

erringen konnte. he

Die Demokratiſche Partei an Richthofen.
Der Vorſitzende der Deutſchen Demokratiſchen Par

KochWeſer hat an den früheren demokratiſchen Reichsta
ab geordneten Freiherrn von Richthofen im Auftrage
Partei nachſtehende Telegramm gerichtet: „Zu Jhrem
Geburtstag beglückwünſchen wir Sie herzlich. Seit viel
Jahren ſtehen Sie durch Kunſt der Rhetorik wie Beherrſchu
der politiſchen Zuſammenhänge gleich ausgezeichnet an ful
vender Stelle im politiſchen Leben. Wir hoffen, Sie recht be
wieder im Parlament zu ſehen, wo Sie auch in ſachlich
Einzelarbeit ſo Wertvolles ſchufen.“ Gleichzeitig hat a
die demokratiſche Reichstagsfraktion ihrem früheren Kolle
ein Glückwunſchtelegramm geſandt.

Reorganiſationsarbeit der Demokrath
Vorbereitung der Oktobertagung.

Am Donnerstag, dem 19. Juli, tagte unter dem Vor
von Dr. R. O. Frankfurter der Organiſationsausſchuß
Deutſchen Demokratiſchen Partei, um über die leit
Reichstagswahlen geleiſtete Arbeit zu beraten Er naß
den Bericht des Hauptgeſchäftsführers Stephan entgeg
der die Pläne entwickelte, nach denen die Organiſat
der Vartei erneuert werden ſoll. Die Wahlvorbevreitungs Englan
und der Wahlkampf ſelbſt haben eine Fülle von wertvol
Material geliefert, das bei der Erneuerung der Grundla
der Partei verwertet werden ſoll. Aus allen Teilen
Reiches iſt eine große Zahl von Anregungen eingelauf ſat, als
Die demokra iſchen Parteiſfunktionäre ſind ſich bewußt, i
vieles zu beſſern iſt, aber der Wille zur Beſſerung Wäſtig
Organiſation iſt auch faſt überall vorhanden. Jm einzel
ſollen die Pläne der Reichsgeſchäftsſtelle und die Anreg t worde
gen der Organiſationen im Reiche auf einer Organiſatio ngeprobl

tagung verarbeitet werden, die für den 26. und e
tober einberufen werden ſoll.

Ehrung für Kultusminiſter Leers.
Aus Anlaß der Grundſteinlegung des Studentenhal

hat der Senat der Techniſchen Hochſchule Karlsruhe
badiſchen Miniſter für Kultus und Unterricht Leers
Würde eines Dr. ing. ehrenhalber verliehen. Kulkusmin
Leers gehört der Deutſchen Demokratiſchen Partei an.

Um eine Hoffnung ärmer.
Die „Nationalliberale Correſpondenz beſchäftigte

mit der Diskuſſion, die aus Anlaß der Aeußerungen
volksparteilichen Fraktionsvorſitzenden Scholz entſtanden ilert
Die Demokraten haben nicht das Jntereſſe, der Koali ſorei n
Schwierigkeiten zu bereiten. Eins hatte man in demo de

z abrtiſchen Kreiſen allerdings erhofft, daß Dr. Scholz eine hure
klärung abgeben würde, in der er von der Behauptung
rückte, die Kluft zwiſchen den Weltanſchauungen der Vor
parteiler und der Demokraten läge weſentlich in dem K die
plex Vaterland. Herr Scholz hat bisher eine ſolche i
klärung nicht abgegeben. Das ſei hiermit nur feſtgeſt der

Viel Lärm um ein Dienſtſiegel. Eine Verwalt Zehn
hatte das Bedürſnis, für ihre Dienſtſiegel ein neues Wadrete
zu beſchaffen. Ueber die Geſtaltung dieſes Wappens und kend de
ſeine Genehmigung haben folgende Stellen zu beſtimmt ſchon ſi
das zuſtändige Stagatsarchiv, der Provinzialkonſervator thüllter
Geheime Stgatsarchiv in Berlin als Nachfolger des a äinmg
Heroldsamtes, die Regierung, das Miniſterium, dann e ſo
Künſtler, der das Wappen zeichnet und ſeine beſond
heraldiſchen Forderungen vertritt; außerdem das zuſtän
Gemeindeparlament. Es iſt, wie man ſieht, nicht le
ein neues Dienſtwaßpen zu beſchaffen.

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
Druck: Buchdruckerei Weniger Co., G. m. b. H.

die Lohnſteuer rechtlich zwangsläufig vorgeſchriebene Sen
kung (Ler Brüning) mit einer, wenn auch nur mäßigen Ziffern beſtätigt. So erzielte die Polniſche Maſuriſche Volks

Poſtſtraße 9.
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